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Es war Schorlemmer

Zu »Was denkt Gott?, 6.11., S. 14
Beispielhaft und vorbildlich der Ar-
tikel von Friedrich Schorlemmer.
Man muss ihn zweimal lesen, um
wenigstens nur im Ansatz ge-
schichtliche Zusammenhänge der
letzten Jahre zu verstehen. Das war
keine verbale Intervention eines
kleinen Bürgers aus einer deutschen
Provinzstadt. Es war Schorlemmer.
Jürgen Böhme, Chemnitz

Gibt es eine bessere Begründung?

Zu »Nicht der geeignete Ort«,
7.11., S. 4
Als Begründung für die Ablehnung,
der antifaschistischen Stalinopfer
am Karl-Liebknecht-Haus zu ge-
denken, schreibt Dr. Kurt Laser:
»Das KL-Haus war auch die Ar-
beitsstätte von KPD-Funktionären,
die in der Sowjetunion ermordet
wurden.« Gibt es eine bessere Be-
gründung dafür, dieser Opfer gera-
de auch hier zu gedenken?«
Dr. Reinhard Kluge, Rechenberg-Bie-
nenmühle

Zielgerichtet ungünstig?

Zu »Energietisch-Aktivisten auf
Hochtouren«, 4.11., S. 11
Am Sonntagmorgen besuchte ich
die Heimbewohnerin Frau Dr. Leh-
mann im Heim Am Tierpark 235,
nachdem ich im selben Gebäude im
Wahllokal für den Volksentscheid
schon mein Kreuz gemacht hatte.
Sie sagte dabei, sie wolle ebenfalls
zur Wahl gehen. Aber – wie absurd
– für die Heimbewohner dieses
Hauses war die Stimmabgabe nicht
im Hause, sondern im Wahllokal in
der George-Orwell-Schule vorgese-
hen, erfuhr ich heute! Das stand
auch auf ihrer Wahlbenachrichti-
gung, bedeutete aber für viele, die
nicht gut gehen können, bei diesem
Wetter ein besonderes Hindernis.
Leider gab es aus Unkenntnis dieser
Regelung auch keine Unterstützung
für die Heimbewohner.

War das für andere Heime ziel-
gerichtet ebenso ungünstig organi-
siert, um die Beteiligung der Be-
wohner zu reduzieren? Es ist ja be-
kannt, dass die regierende Koalition
in Berlin an einem negativen Aus-
gang des Volksentscheids interes-
siert war. Leider haben die Bewoh-
ner nicht die Kraft, die Vorgehens-
weise wirksam zu beanstanden.
Margarethe Linke, Berlin

Kein Kommentar nötig

Zu »Das Supergrundrechtshandy«,
25.10., S. 1
Keinesfalls bin ich ein Fan der Frau
Merkel, aber mit der Begründung
verantwortlicher US-Stellen, die
Abhöraktionen erfolgten zur Terro-
rismusbekämpfung, unterstellen die
USA praktisch der Bundeskanzlerin,
dem französischen Präsidenten und
vielen anderen heimlich belausch-
ten Staatsoberhäuptern möglichen
Terrorismus. Eigentlich bedarf das
keines Kommentars – es sei denn,
die Amis befürchten, wir könnten
hier – unter Führung von Frau
Merkel selbstverständlich – die
»Vereinigten Staaten von Europa«
schaffen und den USA die »Welt-
herrschaft« streitig machen!
Herbert Lühr, 99089 Erfurt

Stückwerke reichen nicht aus

Zu »Pro und Kontra separate nd-
Umweltseite«, 5.11., S. 18
Das Anliegen des Leserbriefes von
Marko Ferst unterstütze ich nach-
drücklich. Das Verschwinden der
separaten Umweltseite bedaure ich
auch. Die Einflussnahme auf das
Verantwortungsbewusstsein der
Leser – insbesondere der älteren –
ist gerade auf dem Gebiet nicht zu
unterschätzen. Da reichen Stück-
werke mal hier mal dort nicht aus.
Rudi Groth, Berlin
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KOMMENTIERT

Verzweiflungstat
Simon Poelchau über die Entscheidung der EZB, den Leitzins zu senken

Es blieb Mario Draghi und seinen Kollegen im Rat der Europäischen
Zentralbank (EZB) offenbar nichts anderes übrig, als sie am Donnerstag
den Leitzins auf ein Rekordtief von 0,25 Prozent senkten. Denn die Euro-
krise ist entgegen jüngsten Meldungen noch lange nicht überwunden.
Die Reaktionen auf die EZB-Entscheidung zeigen indes, wie gespalten

die Wirtschaft der Eurozone bereits ist. So giften bereits die deutschen
Banken- und Versicherungsverbände, das Signal sei falsch. Ihre Volkswirt-
schaft braucht schließlich keine günstigen Kredite. Im Gegenteil: Die deut-
sche Finanzwelt will zurück zu einem höheren Zinsniveau, damit sie bald
wieder fette Profite einheimsen kann. Doch ob die jetzige Zinssenkung den
südeuropäischen Ländern wirklich helfen kann, ist noch nicht ausgemacht.
Zumindest ist es ein Versuch, das Krisenfeuer ein wenig einzudämnen. Der
leider nicht ausreicht. Denn die Wirtschaft in diesen Ländern steckt so sehr
in der Rezession fest, dass noch billigere Kredite keine Abhilfe schaffen
können. Die Impulse müssten von woanders kommen: Der Austeritätskurs
der letzten Jahre müsste zurückgenommen und Investitionsprogramme zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit müssten aufgestellt werden.
So ist die Leitzinssenkung eine Verzweiflungstat. Die EZB kann die Poli-

tik nicht ersetzen. Nur von dort können die wirklichen Impulse kommen.

Der normale Schrecken
Uwe Kalbe über die Folgen der Flüchtlingspolitik vor den Küsten der EU

Die EU beklagt, dass immer wieder Flüchtlinge vor ihren Küsten Aufsehen
erregen, indem sie ertrinken. Unter dem Eindruck von 360 vor Italien Umge-
kommenen brachten die EU-Länder es sogar fertig, leidenschaftlich, aber er-
gebnislos über Koordinierung von Flüchtlingspolitik zu debattieren. Küsten-
länder wurden ermahnt, öfter mal aufs Meer hinaus zu schauen.
Insgeheim hoffte man auf ein Abflachen der Erregungswellen. Und darauf,

dass das neue, soeben beschlossene Überwachungssystem EUROSUR bald
greifen möge, dass die Grenzer von Frontex effektiver arbeiten mögen, dass
ein paar Euro Entwicklungshilfe reichen mögen, die Lage in Afrika zu beru-
higen. Und ja, inzwischen ist es wieder ruhiger geworden in den Nachrichten.
Jetzt herrscht wieder der normale Schrecken. Zu Land und zur See. Un-

tersuchungen von Pro Asyl zeigen: Er kommt in Gestalt der vermeintlichen
Retter selbst. Wenn Grenzschützer Flüchtlinge abweisen, ihre Boote rammen,
sie sogar misshandeln und bestehlen. Dieser Schrecken findet seine Erklä-
rung, wenn Bundesinnenminister Friedrich scheinheilig Schleuser beschul-
digt, die Misere zu verursachen, und sich zugleich gegen Veränderungen des
Asylsystems ausspricht, das Menschenrechtsverletzungen den Boden bereitet,
weil es ein Abschreckungs- und Abweisungssystem ist. Ohne großes Aufsehen
ertranken inzwischen wieder ein paar Dutzend Afrikaner. Leider.

Mahnmahl Mettigel
Ingolf Bossenz sieht kein Ende der sogenannten Gammelfleischskandale

Das spanische Parlament jetzt hat den Stierkampf zum nationalen Kultur-
gut erklärt. Damit wird diese der Liebe zum Tier verpflichtete abendlän-
dische Tradition einem besonderen Schutz unterstellt. Der Deutsche Bun-
destag sollte Gleiches tun mit Blick auf den Hackepeterigel, auch Mettigel
genannt. Dieser erstaunlichen Kulturschöpfung, die aus den zerschred-
derten Leibern einer Spezies (Schwein) per Hand eine völlig andere (Igel)
erschafft, eignet schließlich etwas nachgerade Numinoses.
Leider ist, wie Papst Franziskus uns lehrt, dort, wo das Göttliche waltet,

der Teufel nicht fern. Und der steckt, das wissen wir, besonders gern im
Detail. Je kleiner, desto gemeiner. Und kleinere Details als die der zahllo-
sen zerhackten, zerfetzten, zermahlenen, einst groß gewachsenen Tiere in
den Rührbottichen der Fleischindustrie sind auf mechanischem Wege
kaum herstellbar. In diesen Teilchenbeschleunigern wächst zusammen,
was einzeln stört. Das Fleisch ist willig. Egal, ob alt und grau oder grün.
Der Geist des sogenannten Verbrauchers ist schwach. Erinnerung ist ihm
weitgehend Wurst. Denn der nächste Gammelfleischskandal kommt mit
eherner Gesetzmäßigkeit. Wenn die aktuelle Causa Bad Bentheim zu den
Akten gelegt ist und der Kontrollhase frustriert und abgehetzt einen neu-
en Tatort erreicht, wartet dort bereits der Mettigel: »Ick bün all dor.«

KOLUMNE

Unsere Beste
Wolfgang Storz über die demokratische Legitimation der »Großen Koalition«, Merkel als Urbild der Mütterlichkeit
und die Frage, was uns die Psychoanalyse über die aktuelle Politik sagen kann

Mit höchster Energie gehen die bei-
den größten Parteien – sie Volks-
parteien zu nennen, erfüllte den
Tatbestand der Irreführung – bei ih-
ren Koalitionsverhandlungen in den
Themen Mindestlohn, Pkw-Maut
und Mütterrente auf. Als gehe es mit
diesen politischen Peanuts um das
Ganze.
Ums Ganze ginge es, wenn sich

diese künftige Regierung die Frage
nach ihrer demokratischen Legiti-
mität stellte – faktisch wurde sie als
»Große Koalition« von gerade mal
knapp 48 Prozent der Bevölkerung
gewählt. Und sich fragte, wie sie
halbwegs ordentliche demokratische
Verhältnisse wiederherstellen will.
Der Überwachungswahn der un-
kontrollierbaren Geheimdienste
»unserer befreundeten Demokra-
tien« (wahrscheinlich auch der ei-
genen) paart sich beim Demokratie-
geringschätzen mit dem Prinzip,
dass Börsen, Ratingagenturen, Ban-
ken und Märkte der demokratischen
Politik den Takt vorgeben.
Geheimdienste und Finanzmärkte

wissen vieles, Parlamentarier wenig
bis nichts, sachzwang-diktatorische
Märkte setzen Parlamentariern
selbstverständlich die Grenzen
(nicht umgekehrt), und die Kanzle-
rin fügt sich, wie ihr Vorgänger
Gerhard Schröder, in diese Sach-
zwänge, krönt frech ihre Politik mit
der Medaille der Alternativlosigkeit
– und keiner lacht.
Nur zur Erinnerung: Das Lebens-

elixier der Demokratie besteht aus
Alternativen, ohne diese ist Demo-
kratie Fassade und demokratische
Politik Verwaltung. Aber: Das alles
gilt als normal. Der Wert Demokra-
tie wird von Geheimdiensten und
Märkten und denen, die sie gewäh-
ren lassen, kleingehäckselt. Wer auf
diesem Wert beharrt, wird Queru-

lant. So ist das Unvernünftige ver-
nünftig, das Verrückte normal.
Und das Verrückte ist ansteckend:

Die Kanzlerin, die von ihrer Politik
behauptet, sie sei ohne Alternative,
wird gerne gewählt und wer sie
nicht wählt, der sagt wenigstens in
einer der zahlreichen repräsentati-
ven Umfragen, sie sei die Beste. Un-
sere Beste sieht unverändert das
Heil der Wirtschaft in Wachstum,

niedrigen Steuern, vielen Reichen
und das Heil der Staaten im Sparen
und Schrumpfen. Ausweislich zahl-
reicher Umfragen ist der Anteil der
Bevölkerung, welcher der Meinung
ist, genau das alles sei Mumpitz, ge-
nauso hoch wie derjenige, der Mer-
kel toll findet. Die »gespaltene poli-
tische Persönlichkeit« als Massener-
scheinung.
Also Zeit, den in der untersten

Schublade vergessenen Besteckkas-
ten herauszuholen.
Der renommierte Freiburger Psy-

choanalytiker Tilmann Moser äu-
ßerte sich jüngst zu der Frage, wa-
rum Angela Merkel zu der prägen-
den politischen Figur werden konn-
te. Er sieht das in Kürze so: Gemes-

sen an Wahlen und Umfragen ver-
harre vermutlich etwa die Hälfte der
Bevölkerung in einer emotionalen
Regression. Es würden in fast kind-
licher Weise Urbilder der Mütter-
lichkeit revitalisiert, auf der Suche
nach Schutz und aufgrund der
Sehnsucht nach Vertrauen.
Regressives Verhalten sei in der

Politik immer vorhanden, so Moser.
Obama habe beispielsweise mit sei-
nem »Yes, we can«-Charisma re-
gressive Hoffnungen geschürt. Die
lange Regierungszeit von Berlusconi
sei anders nicht zu erklären. Ent-
scheidend seien Umfang und Ten-
denz der kindlichen Vereinfachun-
gen der Welt.
Moser sieht zwei wesentliche

Faktoren, die regressives Verhalten
befördern: ausgeprägte Unüber-
sichtlichkeit und Bedrohungsgefüh-
le. In einer politischen Öffentlich-
keit, in der das Programmatische
wenig und Gefühle fast alles bedeu-
teten, werde Angela Merkel zur
Mutter, die beruhige und sich um
ihre 80 Millionen Kinder sorge. So
stärkten die Verhältnisse in dieser
Welt, in der zu viel Ängstigendes im
Umlauf sei, die Position von Merkel.
Ihre Kritiker, die meinten, sie

könnten sie mit dem Nachweis pro-
grammatischer und rational nach-
weisbarer Verfehlungen schwächen,
irrten. Auch wenn die Nachweise
sachlich stimmten, Mehrheiten
blickten eben aus einer ganz ande-
ren seelischen Perspektive auf Mer-
kel.
Wir sollten also häufiger in die

Analysen von Psychoanalytikern wie
Tilmann Moser, Thomas Auchter,
Hans-Jürgen Wirth und anderen
schauen, um uns näher als bisher an
die Antworten auf die Frage heran-
zurobben: Was geht hier momentan
eigentlich ab?

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Rotes Rathaus
Von Velten Schäfer

Es gibt nicht viele Posten, die die
Sozialdemokratie in Bayern quasi
erblich innehat – doch der Ober-
bürgermeistersessel in München
ist eine sichere Bank. Seit Grün-
dung der Republik gab es mit Aus-
nahme des CSU-Intermezzos von
Erich Kiesl (1978-1984) nur Rote
im Rathaus – und auch nicht son-
derlich viele: Thomas Wimmer,
Hans-Jochen Vogel, Georg Kro-
nawitter, Christian Ude, das war‘s.
Ein Mann, eine Ära.
Gestern Abend wollte die

Münchner SPD nun denjenigen
auf den Schild heben, der diesen
Reigen nach der Kommunalwahl
2014 fortsetzen soll: Dieter Rei-
ter, bisher Chef des Wirtschafts-
referates. Die Kür war Formsa-
che; schon vor zwei Jahren hatte
man sich auf Reiter als Nachfol-
ger von Ude geeinigt, der aus Al-
tersgründen ausscheidet. Das ist
auch nur konsequent, denn der
1958 am Lech geborene Diplom-
Verwaltungswirt kennt die Appa-
rate der Millionenstadt wie kaum
ein anderer. Seit 1981 steht er in
deren Diensten, lange als Leiter
des Kassen- und Steueramts.
Schon seit 2009, als er zum Wirt-
schaftsreferent – und damit zum
offiziellen Wiesn-Chef – aufrück-
te, galt Reiter als Kronprinz.
Schwieriger zu beantworten ist

die Frage, was von Reiter zu er-
warten wäre. Denn bislang ist er
mehr als Verwalter denn Politiker
aufgefallen. Ein Hinweis mag sein,
dass er als Wirtschaftsreferent ge-

gen Privatisierungen eintrat. Doch
war dies nach 2009 nicht mehr so
mutig, längst war die »Privat vor
Staat«-Ideologie gescheitert.
Reiter steht für »Weiter so« –

und bei allen Problemen ist dies
in der reichen Stadt ein Aus-
gangspunkt. Nur vor einem muss
er sich hüten: Zu sehr im ortsty-
pischen Wichtigtuer- und Bussi-
tum aufzugehen. Dass er davor
nicht ganz gefeit ist, zeigte sich im
Sommer, als bekannt wurde, dass
sich Reiter vom FC Bayern üppig
hatte zum Europacup-Finale ein-
laden lassen. Ein unangemesse-
nes Geschenk? Ude musste sich
noch einmal in die Bresche wer-
fen, denn ganz so »rot« mögen es
dann doch nicht alle Münchner.
So lange Reiter aber solche

Fettnäpfchen vermeidet, spricht
nichts gegen eine weitere kleine
»Ära«. Nur gewählt werden muss
er noch. Sogar in München.

Dieter Reiter (SPD) will ab 2014 in
München regieren. Foto: dpa/Andreas Gebert


